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Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsplanung der 
Labour-Regierung
Dr. S ie g fried jM a lich , K raainem /Brabant

Wer den britischen W ahlkampf des Jahres 1964 
aufmerksam verfolgt hat, der wird sich der be­
m erkenswerten Rolle erinnern, die ökonomischen Ar­

gumenten in der Propaganda der Labour-Party zuge­
wiesen war. Daß die sozialistischen W ahlstrategen 
eine massive Kritik an der W irtschaftspolitik der kon­
servativen Regierung auch in einer Konjunkturphase 
mit Recht für aussichtsreich hielten, die breiten W äh­
lerschichten angesichts einer günstigen Beschäftigungs­
lage und rasch wachsender Nominaleinkommen eher 
eine W ohlstandseuphorie vorzuspiegeln geeignet 
schien, mag ausländische Beobachter überrascht haben. 
Eine Erklärung hierfür liegt wohl in der Spekulation 
auf ein an die Grenze inverser Reaktionen gesteiger­
tes Unbehagen der Bevölkerung über die A rt und 
Weise, mit der seit Anfang der fünfziger Jahre prak­
tisch jedem W irtschaftsaufschwung durch staatliche 
Eingriffe ein vorzeitiges Ende bereitet wurde — nicht 
ohne ebenso regelmäßige anschließende Bemühungen, 
die solchermaßen gedämpfte W irtschaftstätigkeit w ie­
der anzukurbeln.

DIE AUSGANG SLAG E

In der Tat vollzog sich die Nachkriegsentwicklung der 
englischen W irtschaft mit einer geradezu „stetigen" 
Unstetigkeit, als ein Zyklus abrupt aufeinanderfolgen­
der Expansions- und Rezessions- oder gar Kontrak­
tionsperioden, denen die offizielle W irtschaftspolitik 
nicht nur nicht zielsicher entgegenzuwirken verstand, 
sondern die sie sogar gefördert, wenn nicht überhaupt 
erst hervorgerufen hat. Etwas kraß formuliert, läßt 
sich die Konjunkturpolitik der Konservativen als ein 
ununterbrochenes und recht ungeschicktes M anövrie­
ren zwischen der Scylla extremer Zahlungsbilanzdefi­
zite und damit verbundener W ährungskrisen in den 
Aufschwungsphasen und der Charybdis einer über das 
(auch sozial- und innenpolitisch) tolerierbare Maß hin­
ausgehenden Arbeitslosigkeit und W ohlstandseinbuße 
in den Zeiten der Wachstumsdrosselung kennzeichnen. 
Trotz allmählicher Einsicht in die Unangemessenheit 
solchen Unterfangens und zögernder Versuche einer 
Umorientierung des wirtschaftsdogmatischen Denkens 
und des wirtschaftspolitischen Handelns bieten auch 
die letzten Jah re  vor dem Regierungswechsel noch 
ein deutliches Bild der Effekte jener als „stop-go- 
Politik" apostrophierten Aktionsweise:

Ende 1959 /  Anfang 1960 befand sich die W irtschaft 
Großbritanniens in einer Phase lebhaften — wenn 
auch, verglichen mit anderen Industrieländern, kei­
neswegs übersteigerten — Wachstums. Dennoch be­

gannen die W irtschaftspolitiker bereits, über Brems­
maßnahmen zu brüten: Ihr in vielen leidvollen Kon­
junkturzyklen geschärfter Spürsinn w arnte sie nodi 
vor dem A uftreten der ersten ungünstigen Indikato­
ren, daß es so ja  nicht weitergehen könnte. Tatsäch­
lich wurde dann im Laufe des Frühjahrs offenbar, daß 
die Inlandsnachfrage w ieder einmal dem einheimi- 
sdien Angebot davongelaufen war und umfangreiche 
Mehrimporte aufgesogen hatte  •— mit dem Ergebnis 
einer fühlbaren Verschlechterung der Leistungsbilanz. 
Dieses erw artete Alarmzeichen löste prompt die ersten, 
zunächst nur geld- und kreditpolitischen Restriktionen 
aus, deren für unzureichend erachtetes Resultat im 
Sommer 1961 vor allem durch eine Anhebung der 
Verbrauchsteuern und eine nochmalige Heraufsetzung 
des Diskontsatzes (auf nunmehr 7 “/o) verbessert w er­
den sollte. Ohne Zweifel beruhte die danach einset­
zende Wachstumsabschwächung w eitgehend auf den 
Auswirkungen der skizzierten Maßnahmen, die aller­
dings ziemlich rasch in das ebenfalls unerwünschte 
Extrem einer ausgeprägten Rezession führten. Zwar 
hatte die Stagnation der Inlandsnachfrage seit dem 
zweiten H albjahr 1961 eine A ktivierung der laufen­
den Zahlungsbilanz mit sich gebracht; sie wurde aber 
von sinkender Kapazitätsauslastung, abnehmender In­
vestitionsneigung und — last but not least —■ rapide 
steigender Arbeitslosigkeit begleitet.

Nun galt es, die vor kurzem drastisch entmutigte 
N adifrage wieder zu hätscheln. Der erste Schritt war 
eine Entschärfung der Kreditbrem sen im Sommer 1962. 
Ihm folgten im Oktober/November desselben Jahres 
die völlige Aufhebung dieser Restriktionen, eine V er­
ringerung bestimm ter indirekter Steuern, die Einfüh­
rung von Steuervergünstigungen für private Investi­
tionen sowie die Steigerung der öffentlichen Investi­
tionsausgaben. W eitere Anreize brachte Anfang 1963 
der neue Staatshaushalt mit Senkungen von direkten 
Steuern und zusätzlichen Steuernachlässen für Investi­
tionen in Gebieten mit besonders hoher A rbeitslosen­
quote. Der Diskontsatz wurde in dieser Phase etap­
penweise auf zurückgenommen.

Es sdieint, daß die Dosierung der genannten Stimuli 
wiederum Maß und M itte überschritt — jedenfalls 
weitete sich der Inlandsverbrauch im Laufe des Jahres 
1963 beschleunigt aus, und die Auslastung der Pro­
duktionskapazitäten steuerte trotz lebhaft gesteigerter 
Investitionstätigkeit auf die üblichen Engpässe zu. 
W ie kaum anders zu erwarten, zogen damit am Hori­
zont erneut drohende W olken einer Zahlungsbilanz­
verschlechterung auf und ließen das Barometer der
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konjunkturpolitischen Willensbildung ziemlich hastig 
der entgegengesetzten Extremanzeige zustreben. So 
führte das Budget 1964 eine neue Serie von Brems­
maßnahmen ein, die allerdings das immer offensicht­
lichere Abgleiten in ausgeprägte binnen- und außen­
wirtschaftliche Ungleichgewichte — vor allem die 
Preise und die Einfuhren schnellten empor — nicht zu 
verhindern vermochte. Den Blick gebannt auf die be­
vorstehenden W ahlen gerichtet, fiel schließlich der 
konservativen Regierung in den letzten M onaten ihrer 
Amtszeit nichts Besseres mehr ein, als diese Entwick­
lung zu beschönigen — mit unzureichendem Erfolg, 
wie das Wahlergebnis gezeigt hat.

KURZFRISTIGE M ASSNAHM EN  DER LABOUR-REGIERUNG

Auf den ersten Blick läßt die W irtschaftspolitik in den 
ersten fünfzehn Monaten nach dem Regierungswechsel 
vom Oktober 1964 keinen grundlegenden Stilwandel 
erkennen. Unverändert wurde das Gesetz des Han­
delns — in einer Konjunkturphase wie der Vorgefun­
denen — von den außenwirtschaftlichen Konstellatio­
nen' diktiert und gewann daher, nach herkömmlichem 
Muster, im Interessenkonflikt zwischen der möglichen 
Eindämmung des inneren Preis- und Kostenauftriebs 
durch eine Erleichterung von Importen und der den 
Inflationskräften Vorschub leistenden Abwehr dieser 
Importe aus Zahlungsbilanzgründen der letztgenannte 
Aspekt unangefochten die Oberhand. So war die erste 
Sofortmaßnahme von w eittragender Bedeutung der 
Erlaß eines ISVoigen Sonderzolls auf Halb- und Fertig­
waren, dessen Schockwirkung den Einfuhrsog tatsäch­
lich vorübergehend lähmte und dann in  ruhigere Bah­
nen zwang. Ergänzend tra t hierzu als ebenfalls primär 
außenwirtschaftlich orientierte A ktion die Gewährung 
von Steuerrückvergütungen für Exporte, die — wäre 
sie erfolgreicher gewesen — das Angebot auf dem 
Inlandsmarkt weiter verknappt und den Preisanstieg 
noch mehr beschleunigt hätte. Schließlich zielten Er­
höhungen des Diskontsatzes (auf 7 “/o) und gewisser 
Verbrauchsabgaben auf eine Drosselung der Nach­
frageexpansion ab. Nachdrücklicher begann sich die 
Labourregierung den binnenkonjunkturellen Ursachen

der Außenhandelsmisere einige Monate später zuzu­
wenden, als mit der Inkraftsetzung des Haushalts­
planes 1965/66 im April die Einkommensteuer, die 
Kraftfahrzeugsteuer und einige wichtigere Umsatz­
steuern sowie die Sozialversicherungsbeiträge ange­
hoben wurden.

W eil das Ungleichgewicht zwischen Gesamtnachfrage 
und Gesamtangebot hierdurch nicht rasch genug zu 
verringern war und eine internationale Stützungsak­
tion für das Pfund Sterling die Auflage drastischer 
Sanierungsmaßnahmen enthielt, kam im Juli ein wei­
teres Bündel bremsender Vorkehrungen zum Einsatz. 
Dazu gehören namentlich das Aufschieben einiger öf­
fentlicher Investitionsausgaben und die Einschränkung 
des öffentlichen Verbrauchs, eine stärkere Kontrolle 
der privaten Investitionstätigkeit (auf dem Bausek­
tor), eine Verschärfung der Teilzahlungsbestimmun­
gen und — außer für Exportgeschäfte — der Bedin­
gungen für Bankkredite. Gleichzeitig wurden die Im­
portfinanzierung und die Kapitalausfuhr erschwert. 
Außerdem hoffte man, den Inflationstendenzen mit 
der Einführung eines sogenannten „Frühwarnsystems" 
zur Erfassung und Überprüfung beabsichtigter Lohn- 
und Preissteigerungen spürbar entgegenwirken zu 
können.

Soweit die bei Abschluß dieser Studie noch unvoll­
ständigen Statistiken für 1965 ein Urteil zulassen, 
scheinen die umrissenen — fast könnte man sagen: 
„konservativen" — konjunkturpolitischen A nstrengun­
gen der Labourregierung mit einiger Verzögerung die 
zu erw artenden traditionellen Effekte zu zeitigen. So 
begann sich das Wachstum der Inlandsnachfrage all­
mählich zu verlangsam en: Das gilt nicht nur für die 
vom Staat unm ittelbarer zu beeinflussenden öffent­
lichen Aufwendungen, sondern tendenziell nun wohl 
auch für die privaten Verbrauchsausgaben, auf deren 
Anstieg allerdings von der Einkommensentwicklung 
her kaum sehr starke Bremswirkungen ausgegangen 
sein können. Die mit mancherlei Vorschußlorbeeren 
bedachte Preis- und Einkommenspolitik „neuen Stils" 
— schon die Konservativen hatten sich ja  auf diesem 
Gebiet versucht, ohne (vor allem wegen der Opposi-

Koionialpolitik und Wirtschaftsentwicklung
Das Beispiel Französisch Westafrikas

V o n  Dr. H E IK O  K Ö R N E R , W iss. A ssistent am  Institut für Außenhancie l und überseew irt­
schaft der Universität H am bu rg

1965. X III, 307 Seiten, 1 Karte und 38 Tabellen, Form at 13,7x21 cm, kartoniert D M  42,—

(Ökonomische Studien. H erau sgegeben  von  Prof. Dr. K. SC H ILLER , Institut für A ußenhande l 
und überseew irtschaft der Universität H am burg. Band  10)

A llen  an der W irtschaftsentw icklung in W e sta fr ika  Interessierten vermittelt d ieser Band 
mit seinen Einzeldarste llungen zu r a frikanischen Landwirtschaft, zur industriellen Entwick­
lung, zur Problem atik  des Kulturw andels in A fr ika  und mit seinem  um fangre ichen Register 
w e itgehenden Einblick in die praktischen Problem e der M ode rn isie run g  tropischer Länder 
im Lichte aktueller und historischer Erfahrungen.

GUSTAV F I S C H E R  V E R L A G  ■ S TUTTG AR T
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tion der Gewerkschaften) nennenswerte Erfolge zu 
erzielen — erwies sidi näm lidi bisher als außerstande, 
dem Lohn- und Gehaltsauftrieb Einhalt zu gebieten. 
Dagegen sdieinen die Preissteigerungen hierdurdi 
dodi m erklidi gedämpft worden zu sein — mit der 
Folge, daß angesidits der anhaltend zunehmenden Ar­
beitskosten die Gewinnmargen der Unternehmungen 
sdirumpften und damit ein w eiterer Drudi auf die 
private Investitionsneigung entstand, die unter dem 
Einfluß der redit ungewissen W irtsdiaftsaussiditen 
ohnehin abzuflauen begann. Bei konjunkturell sta­
gnierender Industrieproduktion m aditen sich auf dem 
Arbeitsm arkt erste Anzeichen einer Entspannung 
(Rückgang der Zahl der offenen Stellen, Einschrän­
kung der Überstundenarbeit; aber nodi keine ausge­
prägte Tendenz zur Steigerung der Arbeitslosenquote) 
bemerkbar. Alles in allem fiel die Zunahme des 
realen Bruttosozialprodukts von 1964 auf 1965 nur un­
gefähr halb so groß wie im Vorjahr aus.

Ebenfalls auf etwa die Hälfte könnte sich das Defizit 
der Zahlungsbilanz reduziert haben: unter den tradi- 
tionalistisdien Aspekten der kurzfristigen britisdien 
W irtsdiaftspolitik zweifelsohne ein bem erkenswerter 
Erfolg. W enn der Sdiatzkanzler jedodi allein den ver- 
mutlidien Effekt der (Ende April auf 10 “/o gesenkten) 
Importsonderabgabe mit 150-200 Mill. £ beziffert, so 
wird man seine Aussage nidit auf die Goldwaage 
legen dürfen. Sie unterschätzt so fühlbar einfuhrhem­
mende Faktoren w ie die am erikanisdien H afenarbei­
terstreiks, die in England besonders günstigen Ernte­
ergebnisse des Vorjahres, das zyklisdie Abflauen der 
Lagerbildung an Rohstoffen und Halbwaren — und ist 
daher wohl als nidit ganz lupenreine Reditfertigung 
für den Besdiluß zu werten, den Sonderzoll ein w ei­
teres Jah r lang zu erheben. Auch der Beitrag dieser 
Abgabe zu dem im Jahresverlauf feststellbaren Drude 
auf die Einfuhrdurdisdinittswerte und damit zu der 
relativ günstigen Entwicklung der Austausdirelatio- 
nen (terms of trade) Großbritanniens ist sdiwer quan­
tifizierbar, obwohl sidierlidi ein Teil der ausländi- 
sdien Exporteure aus Gründen längerfristiger M arkt­
pflege die Importhürde mittels entsprediend herab­
gesetzter Preise zu „unterwandern" versudit hat.

Für 1966 lassen die gegenwärtigen Tendenzen der 
Konjunkturpolitik und der konjunkturim m anenten 
Kräfte auf eine weitere Verlangsamung des W irt- 
sdiaftswadistums und damit auf die Beseitigung oder 
zumindest nodimals sehr starke Verminderung des 
Zahlungsbilanzdefizits sdiließen.

Unter der in den letzten zwei Jahrzehnten in Groß­
britannien vorherrsdienden w irtsdiaftspolitisdien Kon­
zeption w äre nun sidierlidi der Zeitpunkt w ieder sehr 
nahe, zu dem das Ruder um 180 Grad gesdiwenkt und 
eine neue begrenzte Expansionsstredce angesteuert 
würde. Für derartige kurzfristige A bsiditen der ge­
genw ärtigen Regierung fehlen bisher — und gewiß 
nidit nur wegen entgegenstehender internationaler 
Verpfliditungen — die Anhaltspunkte. Statt dessen 
gibt es ernstzunehm ende Anzeidien für das Bestreben, 
nicht länger vorwiegend an den Symptomen der „eng­

lischen Krankheit" herumzukurieren, sondern das 
Übel an seinen W urzeln zu fassen.

ln  der Tat beruhte ja  die Kurzatmigkeit der Konjunk­
tur in England auf einigen dironisdien Sdiwädien und 
strukturellen Unzulänglichkeiten, deren offenbar fol- 
gensdiwerste im Bereidi des einheimischen Angebots 
zu suchen sind. Eines der kennzeichnendsten M erk­
male hierfür ist der Umstand, daß „Übernachfrage­
situationen" mit raschem Preisauftrieb, verstärktem  
Einfuhrsog und gedrosseltem A usfuhrverlauf bereits 
bei einer Zuw adisrate der Inlandsnadifrage aufzutre­
ten pflegten, die im V ergleidi mit derjenigen anderer 
entwickelterer Volkswirtschaften noch keineswegs als 
exzesssiv zu bezeidinen ist und auf eine unzuläng- 
lidie Elastizität des britischen Angebots hindeutet. 
Die mangelnde Anpassungsfähigkeit der Inlandspro­
duktion läßt sidi bis in die erste Nachkriegszeit zu­
rückverfolgen, als die Unternehmer erst reidilidi spät 
und audi dann nur zögernd bereit waren, dem Über­
gang vom Verkäufer- zum Käufermarkt und der W ie­
derbelebung des internationalen Handels ihren Tribut 
zu zollen. Diese phlegm atisdie Verhaltensweise setzte 
sich binnen kurzer Frist in einen beträchtlichen Mo­
dernisierungsrückstand der englisdien W irtsdiaft um, 
den aufzuholen es desto weniger gelang, als inzwi- 
sdien die Regierung ihre in der W iederholung demo­
ralisierend w irkende Praxis der außenw irtsdiaftlidi 
orientierten Expansionsdämpfung entwickelt und da­
mit einen doppelt negativen Effekt erzielt hatte; Die 
unternehm erisdie Neigung zu Rationalisierungs- und 
Erweiterungsinvestitionen wurde fortan w eder durch 
die Aussicht auf ungekürzte W achstumsphasen, nodi 
durdi Perioden ausländischen Konkurrenzandrangs 
von hinlänglicb eindrudtsvoller Dauer stimuliert. Bis 
in die letzten Jahre hinein läßt sich daher die Über­
alterung der Produktionsanlagen in Großbritannien 
mit Hilfe der gesamtwirtschaftlidien Vermögensredi- 
nung deutlidi nadiweisen. *)

Der Verzidit auf volle Nutzung der vom tedinisdien 
Fortsdiritt gebotenen Chancen zur Produktivitätsstei­
gerung wiegt besonders sdiwer, weil er seit langem 
mit einem unrationellen Einsatz der A rbeitskräfte ein­
hergeht. Es bestehen näm lidi n id it nur ausgedehnte 
regionale Inseln struktureller Arbeitslosigkeit und 
mehrere Sdiwerpunkte anhaltender personeller Über­
besetzung in langfristig stagnierenden W irtsdiafts- 
zweigen, sondern audi in der Industrie herrsd it ein 
geradezu pathologisdi gewordenes Streben nadi Hor­
tung von Arbeitern, das zum großen Teil als Ent­
artung der durdi das Maßnahmenzidczadc des „stop 
and go“ -— vor allem im Hinblidc auf das nädiste 
„go" — nahegelegten Personaldispositionen verstan­
den werden kann. Daraus erklären sidi ebenfalls w eit­
gehend die in Großbritannien besonders stark  ver­
zögerte Anpassung der A rbeitsm arktlage an Ein- 
sdiränkungen der allgem einen W irtsdiaftsaktivität 
und das H odisdinellen der Arbeitslosenzahl, sobald 
die Unternehmer in etwas länger währenden Rezes-

1) Vgl. M. T e s c h n e r :  A ngebotselastizität und  K onkurrenz­
position der b ritisd ien  W irtsd iaft. In : V ierte ljah reshefte  zur W irt- 
sdiaftsforsd iung, Berlin, Nr. 3/1965.
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sionen ihr finanzielles Durdihaltevermögen und dazu 
vielleicht noch das V ertrauen in eine baldige W irk­
samkeit der üblichen W iederankurbelungspolitik ver­
loren.

W ährend die geschilderte Sachlage auf dem Reservat 
des Binnenmarktes keine allzu abträglichen Folgen 
zeitigte, machte sie sich — besonders was die kosten­
bedingte Höhe der Exportpreise, die Q ualität der Er­
zeugnisse und die Lieferzeiten betrifft — im inter­
nationalen W ettbewerb als äu0erst hinderlich bem erk­
bar, zumal der Stand von betrieblicher Absatzpolitik 
und Kundendienst dem jenigen der technischen Kapa­
zitäten keineswegs überlegen war. So erw iesen sich 
die W eltmärkte für die britische Unternehmerschaft 
als ein Feld abnehmender Ertragszuwächse, dem man 
angesichts der Bequemlichkeit des Inlandsabsatzes 
auch keine außergewöhnlichen A nstrengungen mehr 
zu widmen geneigt w ar — solange die periodischen 
Verengungen des heimischen M arktes nicht zu unvor­
bereiteten und daher in der Regel erneut enttäuschen­
den Ausfuhrvorstößen zwangen. Der unablässige, dem 
Volumen nach besonders ausgeprägte Rückgang des 
Anteils Großbritanniens an den W eltexporten (bei 
gleichzeitigem Anstieg der Quoten konkurrierender 
Welthandelsländer) ist das statistische Spiegelbild 
dieses Prozesses verpaßter Gelegenheiten. '

Die wichtigsten Ansatzpunkte für eine nachhaltige 
Sanierung der englischen W irtschaft liegen also ohne 
Zweifel auf der Seite des Angebots; seine Anpas­
sungsfähigkeit zu erhöhen, ist eine wirklich entschei­
dende Voraussetzung für die Überwindung des Zwangs, 
in Aufschwungsphasen die zulässige Rate des gesamt­
wirtschaftlichen Wachstums praktisdi von der dann 
besonders trägen Ausfuhrentwicklung determ inieren 
zu lassen. Selbstverständlich sind W andlungen von 
der hier anzustrebenden Breite und Tiefe nicht kurzer­
hand herbeizuführen [ sie in Gang zu bringen und im 
Flusse zu halten, ist vielmehr eine Aufgabe, die 
gründlich vorbereitet und beharrlich verfolgt werden 
will. Die Labourregierung scheint sich dessen bewußt 
zu sein. Jedenfalls präsentierte sie ihr so wenig revo­
lutionäres Sofortprogramm von Ende 1964 / Anfang 
1965 ausdrücklich mit der doppelten Zielsetzung, der 
weiteren rapiden Verschlechterung des inneren und 
des äußeren Wirtschaftsgleichgewichts Einhalt zu ge­
bieten und dadurch zugleich eine Atem pause für die 
Ausarbeitung eines detaillierten längerfristigen A k­
tionsprogramms zu gewinnen.

Sicherlich war es hierfür von Nutzen, daß ja  auch die 
Konservativen in den letzten Jahren ihres W irkens 
versucht hatten, sidi Klarheit über die Ursachen des 
unbefriedigenden Funktionierens der britischen W irt­
schaft zu verschaffen und für Abhilfe zu sorgen. Be­
sonders die Einsetzung des „National Economic De­
velopment Council" im Jahre 1962 zielte auf eine

DIE
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BUNDESREPUPLIK
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Ein Sachverständigenbericht und die Stellungnahme der 
Bundesregierung

Herausgegeben mit Unterstützung des Bundesminislers für 
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von J.-W. HoKafz und F. Tamms

1(54 Fotos, 13 grafische Darstellungen, 428 Seiten, Format 
D IN  A  4, Leinen mit farbigem  Sdiutzumschlag D M  54,—

VERKEHR IN STÄDTEN
Deutsche O riginalw iedergabe des englischen Berichtes 
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schlag D M  36,—

VULKÂN-VERIAG DR.W. CLASSEN
43 Essen, Haus dei Technik, Postfach 1815

2) .Reservat“ in dem Sinne, daß ein m assiver Drude ausländischer 
Importe auf den britischen M arlit regelm äßig aus H andels- und 
Zaiilungsbiianzgründen unterbunden w urde —- sei es durd i Dämp­
fung der inneren N adifrageexpansion und verstärk te  «buy british"- 
Propaganda, sei es (wenn audi w egen bestehender in ternationaler 
Liberalisierungsverpiliditungen seltener) durdi d irekte  E infuhr­
restriktionen.

Verfeinerung von ökonomischer Diagnose und w irt­
schaftspolitischer Therapie ab — ohne daß, wie wir 
sahen, überzeugende Resultate zutage getreten wären. 
Immerhin fanden die Sozialisten doch beim Regie­
rungswechsel bereits einige Bausteine für das von 
ihnen angestrebte System einer kontinuierlichen 
W achstumspolitik vor.

DAS LÄNGERFRISTIGE PROGRAMM

Unmittelbar nachdem — zum Teil auf Kosten von 
Kompetenzen des bis dahin für die Gestaltung der 
W irtschaftspolitik an erster Stelle zuständigen Schatz­
amtes — ein W irtschaftsministerium geschaffen war, 
begann diese neue Behörde ein über m ehrere Jahre 
reichendes Wachstumsprogramm auszuarbeiten. W er 
als Ergebnis ihrer im Aufträge einer sozialistischen 
Regierung ausgeübten Tätigkeit eine Proklamation 
planwirtschaftlidier Zielsetzungen, begleitet von ver­
bindlichen Direktiven für die obrigkeitliche G estal­
tung des W irtschaftsablaufs erw artet hatte, sah sich 
alsbald eines Besseren belehrt. Denn tatsächlich ist 
das im September 1965 unter der Bezeichnung „Natio­
nal Plan 1964-1970“ veröffentlichte umfangreiche Do­
kument alles andere als ein M usterbeispiel zentraler 
W irtschaftslenkung im nichtkommunistischen W esten. 
Genau genommen liegt hier nicht einmal die liberalere 
Form eines Rahmenprogramms, etwa im Sinne der 
französischen „Planification", vor. Das Anliegen des
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britischen „Plans" ist ordnungspolitisch w eitaus harm ­
loser: Er beschränkt sich auf den Hinweis, daß aus 
verschiedenen Gründen ein Wachstum des realen 
Bruttoinlandsprodukts um 25 Vo von 1964 auf 1970 
wünschenswert ist und daher von der Regierung er­
strebt wird, und nennt eine Reihe von V oraussetzun­
gen, unter denen eine solche Fortschrittsrate aut 
marktwirtschaftlicher Basis erzielbar sein soll.

Das Bestreben, dem Wachstumsprogramm von vorn­
herein jegliches Odium sozialistischen Experimentier­
willens zu nehmen und es darüber hinaus auf eine 
möglichst realistische, praxisnahe Basis zu stellen, 
kommt deutlich in der sehr eingehenden Umfrage bei 
den W irtschaftsorganisationen während des Stadiums 
der M aterial- und Ideensammlung zum Ausdruck. 
Mancherlei Anzeichen lassen allerdings darauf schlie­
ßen, daß diese vorbereitende Befragungsaktion nicht 
ganz frei von methodischen M ängeln war, daß also 
Zweifel an der Tragfähigkeit gewisser Fundamente 
des Plans angebracht sind. Insbesondere scheinen die 
Gesprächspartner in der W irtschaft über den Zweck 
und die Tragweite der Erhebung keineswegs hinrei­
chend aufgeklärt worden zu sein. Ihre A ntworten auf 
die Kernfrage „Was würde ein Anstieg des realen 
Bruttosozialprodukts um 25 Vo zwischen 1964 und 1970 
für Ihren Sektor bedeuten?" nehmen daher zwar zu 
den mutmaßlichen Veränderungen Stellung, die ein 
solches Wachstum für den jeweiligen W irtschafts­
zweig mit sich brächte, und nennen zum Teil auch 
einige Voraussetzungen, unter denen sich dieser Pro­
zeß ihrer Ansicht nach überhaupt nur abspielen könnte 
— sie dürften aber schwerlich mit aller Sorgfalt ab­
gewogen oder gar wissenschaftlich abgesichert worden 
sein. Vom W irtschaftsministerium sind die Erwiderun­
gen der Verbände dann jedoch anscheinend wie fun­
dierte Aussagen über die Absichten und Erwartungen 
der Unternehmer behandelt und ins Kalkül gesetzt 
worden — mit dem Ergebnis, daß sich die Plan­
perspektiven z. B. für die Produktion, die Ausfuhren, 
die Investitionen und die Beschäftigung sehr w eit­
gehend mit den Resultaten der Erhebung decken.

DIE PERSPEKTIVEN BIS 1970

Ausgangspunkt des sogenannten W irtschaftsplans ist, 
wie erwähnt, die Annahme eines Wachstums des 
realen Bruttoinlandsprodukts um insgesamt 25 Vo von 
1964 auf 1970, d .h . um durchschnittlich 3,8 Vo pro Jahr. 
Nun handelt es sich bei dieser Rate etwa keineswegs 
um eine exakte Vorausschätzung des unter bestimm­
ten Prämissen Erzielbaren, sondern um eine Q uanti­
fizierung dessen, was als notwendig erachtet wird, um 
außer dem vordringlichen Anliegen der Zahlungs­
bilanzsanierung auch noch eine angemessene Zunahme 
der Investitionen und des privaten Verbrauchs sowie 
eine Steigerung bestimmter öffentlicher Ausgaben (für 
Sozialleistungen und Infrastrukturvorhaben) zu ermög­
lichen. Freilich glauben die Autoren des Plans, mit 
ihrem Dokument zugleich die W ege gewiesen zu 
haben, auf denen das erforderliche Expansionstempo 
erreicht werden kann.

Auf der Angebotsseite w erden größere reale Zu­
wächse der l a n d w i r t s c h a f t l i c h e n  E r z e u ­
g u n g  als im Durchschnitt der letzten Jahre unter­
stellt (3,5 Vo pro Jahr von 1964 auf 1970, nach 3 Vo im 
Zeitraum 1960-1964). Auch für die I n d u s t r i e p r o ­
d u k t i o n  wird ein beschleunigtes Wachstum ange­
nommen; es soll jährlich dem Volumen nach 4,4 Vo 
erreichen (1960-1964: 3,1 Vo). Dagegen sind die Zu­
nahm eraten der B a u p r o d u k t i o n  mit jährlich
4,6 Vo niedriger angesetzt worden, als sie in der V er­
gleichsperiode 1960-1964 tatsächlich waren (durch­
schnittlich 5V» zu konstanten Preisen).

Das angestrebte Produktionswachstum soll — außer 
durch eine Erweiterung der technischen Kapazitäten 
— durch Umschichtungen in der Beschäftigungsstruk­
tur und durch allgem eine Produktivitätssteigerungen 
ermöglicht werden, da mit einem verlangsam ten An­
stieg der Gesamtzahl der E r w e r b s t ä t i g e n  (um 
jährlich 0,5 Vo, nach 0,7 Vo im Durchschnitt der Jahre 
1960-1964) gerechnet wird. Nach dem Plan müßte sich 
das Produkt je  Beschäftigten in allen großen W irt­
schaftszweigen wie folgt erhöhen:
Landwirtschaft 
Industrie
(Kohlen-) Bergbau 
Baugewerbe 
Handel 
V erkehr

um jäh rlid i 6,3 »/o (1960-64; 6,0 Vo)
um  jährlich  3,9 Vo (1960-64: 3,0 ”/o)
um  jährlich  4,2 "/o (1960-64: 3,4 »/o)
um jährlich 3,7 V» (1960-64; 3,6 »/o)
um jährlich 2,7 "/o (1960-64: 1,3 ”/o)
um jährlich 5,0 ”/o (1960-64; 3,1 Vo)

Gesam te Volkswirtschaft um jährlich 3,4 Vo (1960-64; 2,8 Vo)

Ein Teil der erhofften Zunahme der einheimischen 
Produktion ist zur Substitution von W a r e n i m p o r ­
t e n  bestimmt. In der Tat wird zwar mit den gleichen 
durchschnittlichen W achstumsraten des Einfuhrvolu­
mens wie im Zeitraum 1960-1964 gerechnet (4 Vo pro 
Jahr); gegenüber der Tendenz der Jah re 1963 und 
1964 bedeutet dies aber eine merkliche Verlangsamung 
des Expansionstempos. Verhältnism äßig stark soll der 
Anstieg der Nahrungs- und Genußmittelkäufe ge­
bremst werden (von jährlich 2,5 Vo im Zeitraum 1960- 
1964 auf knapp 1 Vo im Durchschnitt der Jahre bis 
1970). Auch für die Bezüge von Fertigwaren wird eine 
Abflachung der Aufwärtstendenz unterstellt (1960- 
1964: 10 Vo, danach rd. 9 Vo pro Jahr), während die 
Einfuhr von Halbfabrikaten mit -f 5,5 Vo w eiterhin die 
gleichen Fortschritte wie im Durchschnitt der Jahre 
1960-1964 erreichen könnte.

Der Plan drückt im übrigen die Erwartung kräftiger 
Wachstumsimpulse von seiten der Gesamtnachfrage 
aus.

Für die A u s l a n d s n a c h f r a g e  (im Sinne der 
effektiven W arenausfuhr) w ird ein volumenmäßiger 
Anstieg um durchschnittlich 5,2 Vo von Jah r zu Jahr 
angesetzt (1960-1964: 3Vo). Zum Erreichen der ange­
strebten Produktionsfortschritte erscheint ferner eine 
jährliche Ausweitung der A n l a g e n i n v e s t i t i o ­
n e n  um durchschnittlich 5,5 Vo zu konstanten Prei­
sen erforderlich (in der verarbeitenden Industrie allein 
um 7 Vo, im W ohnungsbau um 4,8 Vo, im Dienstlei­
stungssektor um rd. 4Vo). Im Zeitraum 1960-1964 be­
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trug die mittlere Zuwachsrate der gesamten A nlagen­
investitionen 6,6 Vo.

Für die p r i v a t e n  V e r b r a u c h s a u s g a b e n  
ist gegenüber dem Jahresdurchschnitt 1960-1964 ein 
leicht beschleunigtes, im Vergleich zu der seit 1963 
beobachteten Expansion allerdings verlangsam tes 
Wachstum von 3,2 Vo pro Jah r (Volumen) angenom­
men worden. Gleichzeitig soll der V e r b r a u c h  
d e r  ö f f e n t l i c h e n  H a n d  — bei abnehmenden 
Zuwachsraten der Verteidigungsausgaben — real um 
3,0'’/» jährlich steigen (1960-1964; durchschnittlich um
2,7 Vo).

Würde die Entwicklung des Außenhandels in den vor­
gezeichneten Bahnen verlaufen, so ergäbe sich — laut 
Plan — in der H a n d e l s b i l a n z  Großbritanniens 
zumindest ein Abbau des Defizits von 534 Mill. £  im 
Jahre 1964 auf 25 Mill. £  1970; falls die erw artete 
Verbesserung der Austauschrelation das erhoffte Aus­
maß erreicht, wird sogar ein Rückgang des Passivsal­
dos auf 45 Mill. £ (alles in Preisen von 1964) für mög­
lich gehalten. Infolge einer gleichzeitigen Aktivierung 
der Kapitalbilanz soll die gesamte Z a h l u n g s b i ­
l a n z  (Grundbilanz), die 1964 ein Defizit von 721 
Mill. £ aufwies, 1970 mit einem Uberschuß von 250 
Mill. £ (Preise von 1964) abschließen.

Die Autoren des britischen W irtschaftsplans haben 
sich keineswegs der Illusion hingegeben, daß der Me­
chanismus ihrer Volkswirtschaft aus eigenem Antrieb 
und mit eigener Kraft in der Lage wäre, die gesetzten 
quantitativen O rientierungspunkte zu erreichen. Um 
dennoch die recht hoch geschraubten W achstumsvor­
stellungen realisieren zu helfen, sind auf einigen Ge­
bieten spezifische wirtschaftspolitische Maßnahmen ins 
Auge gefaßt worden.

SCHWERPUNKTE WIRTSCHAFTSPOLITISCHER AKTIONEN

Zur Steigerung von Produktion und Produktivität soll 
einmal eine aktive Arbeitsm arktpolitik betrieben wer­
den. So ist bis 1970 die Mobilisierung teilw eise ver­
steckter Arbeitskraftreserven in Höhe von 1,4 Mill. 
Personen vorgesehen. H iervon entfallen etw a 400 000 
Personen auf den natürlichen Zuwachs der Erwerbs­
bevölkerung. W eitere 600 000 A rbeitskräfte sollen aus 
der Landwirtschaft, dem Bergbau, dem Transportwesen 
und gewissen stagnierenden Industriezweigen abge­
zogen und den W achstumssektoren zugeführt werden. 
Die restlichen 400 000 Beschäftigten hofft m an je  etwa 
zur Hälfte durch eine systematische Nutzung der in 
den weniger entwickelten Regionen vorhandenen Re­
serven und durch eine stärkere Eingliederung von 
Frauen und Pensionären in den Arbeitsprozeß zu ge­
winnen.

Zur Erleichterung der erforderlichen Umsetzungen 
sieht das Dokument eine Verbesserung der A rbeits­
vermittlung sowie Umschulungseinrichtungen und di­
rekte finanzielle Beihilfen für die Betroffenen vor. Ein 
Ausbau des schon bestehenden Fortbildungssystems

soll darüber hinaus das Arbeitsangebot auch quali­
ta tiv  beträchtlich heben.

W as das technische Produktionspotential betrifft, so 
ist dessen M odernisierung und Umstellung auf neue 
Verfahren ein als vordringlich erachtetes Ziel. Unter 
dem koordinierenden Einfluß des erst geschaffenen 
M inisteriums für Technologie soll daher versucht w er­
den, die Forschung stärker auf die Belange der Indu­
strie auszurichten und zugleich die Industrie in höhe­
rem Maße als bisher für die Ergebnisse der Forschung 
zu interessieren. Ansonsten beschränkt sich zwar der 
Plan selbst darauf, ein System fiskalischer Anreize für 
Erweiterungs- und Rationalisierungsinvestitionen in 
Aussicht zu stellen, doch sind dieser bloßen Absichts­
erklärung inzwischen die ersten konkreten Maßnah­
men gefolgt: Direkt produktive Ausrüstungsinvesti­
tionen werden ab M itte Januar 1966i durch Subventio­
nen anstatt, w ie zuvor, durch Steuernachlässe geför­
dert, wobei aus standortpolitischen Gründen eine 
regionale Differenzierung der Beihilfe erfolgt. Diese 
Regelung bietet u. a. den Vorteil, daß die gezielten 
staatlichen Investitionshilfen nicht mehr das V orhan­
densein eines zu besteuernden Gewinns voraussetzen 
und damit — bewußt und gewollt — auch Neugrün­
dungen, die nach der alten Praxis erst mit eigener 
Kraft die Durststrecke bis zum überschreiten der Ren­
tabilitätsschwelle hätten  überwinden müssen, von 
Anfang an zugute kommen. W eiterhin wurde Ende 
Januar eine mit öffentlichen M itteln ausgestattete 
„Industrial Reorganisation Corporation" geschaffen, 
deren Aufgabenbereich die finanzielle Förderung von 
Modernisierungs- und Rationalisierungsvorhaben so­
w ie von Zusammenschlüssen m ittlerer und kleinerer 
Firmen zu leistungsfähigeren Einheiten umfaßt. Zu­
sammen mit der im April in Kraft tretenden Körper­
schafts- und Ertragsbesteuerung, welche die nicht aus­
geschütteten Gewinne begünstigt und so eine ver­
stärkte Selbstfinanzierung nahelegt, könnten die er­
w ähnten Maßnahmen der privaten Investitionsbereit­
schaft tatsächlich einige Impulse verm itteln — sobald 
sich die wohl unausbleiblichen Obergangsfriktionen 
erst einmal verloren haben.

Im Rahmen der Budgetpolitik ist außerdem eine Stei­
gerung bzw. Verringerung öffentlicher Ausgaben nach 
einer Prioritätenskala vorgesehen, die den für wachs­
tum srelevant gehaltenen Aufwendungen den Vorrang 
einräumt.

Mit einer wirksameren A usgestaltung der W ettbe­
werbspolitik, vor allem aber der Preis- und Einkom­
menspolitik, gedenkt die Regierung den Preisauftrieb 
zu bremsen, die Einkommensexpansion unter Kon­
trolle zu bringen und auf diese W eise den Anstieg 
der Produktionskosten nachhaltig zu drosseln. H ier­
durch soll die Konkurrenzfähigkeit des britischen An­
gebots sowohl auf dem Binnenmarkt (mit der Folge 
der gewünschten Abnahme der Einfuhrneigung) als 
auch auf den W eltm ärkten (mit dem Ergebnis der für 
notwendig gehaltenen Ausfuhrsteigerung) in hinrei­
chendem Ausmaß erhöht werden.
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Auf die Verbesserung der Handelsbilanz zielt ferner 
eine Reihe ausfulirbelebender und einfuhrhemmender 
Maßnahmen ab. Insbesondere wurde — ergänzend zu 
einigen schon bestehenden Institutionen (Board of 
Trade, British National Export Council, Export Crédits 
Guarantee Department u. a. m.) — ein gemischter Aus­
schuß für Exportförderung geschaffen und ist den 
regional und nach W irtschaftsbereidien gegliederten 
„Economic Development Committee«“ die Sonderauf­
gabe gestellt worden, Mittel und W ege zur Import­
substitution ausfindig zu machen. Zu einer Entlastung 
der Zahlungsbilanz von der Kapitalbilanz her sollen 
schließlich Vorkehrungen zur V erringerung der Pri­
vatinvestitionen im Ausland, eine Einschränkung der 
öffentlichen Transaktionen für Verteidigungszwedce 
und Entwicklungshilfe sowie die Anregung von Kapi­
talimporten beitragen.

KRITISCHE W U RD IG U N G  DES PLANS UND  AUSBLICK

Obwohl die einschränkende Bemerkung n id it fehlt, 
daß eine laufende Überprüfung (und erforderlidien- 
falls Korrektur) der Plan„ziele" sowie eine elastische 
Handhabung der Instrumente vorgesehen sind, ja  daß 
sogar die w irtsdiaftspolitisdien Leitideen wiederhol­
ten Konfrontationen mit der Realität unterzogen w er­
den sollen, läßt dodi der Tenor des Dokuments auf 
einen beaditlidien Optimismus hinsiditlich der Erreich­
barkeit des ursprünglich Angestrebten schließen. Das 
ist deshalb um so verwunderlicher, als weder die Ex­
pansionslinien der letzten Jahre, noch vor allem die 
gegenwärtigen Entwicklungstendenzen Anhaltspunkte 
für eine so fühlbare W achstumsbesdileunigung der 
Gesamtwirtschaft und ihrer einzelnen Sektoren bieten, 
wie sie im N ationalen Plan unterstellt wird.

Um dies zu veranschaulichen, kombiniert die nach­
stehende Tabelle die jährlichen Zunahmeraten des 
Bruttosozialprodukts und seiner Verwendungsarten 
seit 1961 einmal mit den Zielsetzungen des Plans und 
zum anderen mit jenen Expansionsraten, die erforder­
lich wären, um — trotz der wahrscheinlichen V erlangsa­

mung des W irtsdiaftsw adistum s im Zeitraum 1965/66 — 
bis 1970 die gewünschte Höhe des Sozialprodukts zu 
erreichen. Die für 1965 und 1966 eingesetzten Fort­
schrittsraten entsprechen den Ende vergangenen Jah ­
res von einem angesehenen britischen Forschungs­
institut (National Institute of Economic and Social 
Research, NIESR) veröffentlichten Schätzungen bzw. 
Vorausberedinungen.

Die Übersicht verm ittelt einen Eindruck davon, wie 
stark sich das Sozialprodukt ausweiten müßte, um un­
geachtet der gegenwärtigen Wachtsumsabschwächung 
die für 1970 genannte Größenordnung zu erreichen. 
Gleichzeitig wird deutlich, daß jährliche Zunahmeraten 
in dieser Höhe w ährend der letzten Jahre entweder 
überhaupt nicht oder nur unter Sonderbedingungen 
(Erholung von der Rezession des Jahres 1962, infla­
tionistischer Auftrieb 1954) erzielt werden konnten; 
auch im vorausgegangenen Jahrzehnt sind sie übri­
gens nur zweimal ausnahmsweise verwirklicht wor­
den. Die Expansionskraft der einzelnen wichtigen 
Komponenten der Gesamtnachfrage scheint ebenfalls 
außergewöhnlich hoch eingeschätzt worden zu sein.

Der „Nationale Plan" ist aus diesen und einigen an­
deren Gründen auf w eitverbreitete Kritik und Ableh­
nung gestoßen, verschiedentlich w urde er sogar — 
auch in der seriöseren W irtschaftspresse — als utopisch 
gekennzeichnet. Es erscheint indessen ratsam, sich der 
vorherrschenden Meinung nicht allzu kritiklos anzu­
schließen. Einmal dürften nämlich die Kommentare in 
der britischen Presse nicht frei von begreiflichen Emo­
tionen gewesen sein, und es kann daher schwerlidi 
überraschen, daß sie in ihrer M ehrzahl wenig schmei­
chelhaft ausfielen; Den Liberalen brachte das Doku­
ment zuviel, den Sozialisten hingegen zuwenig Pla­
nung, und die Konservativen w aren darüber ergrimmt, 
daß die Labourregierung mit derartigem  Elan ein 
heißes Eisen zu schmieden wagte, das ihre Vorgän­
gerin auf kleinem Feuer gehalten und nicht recht an­
zupacken verstanden hatte. Distanziert-unabhängige 
Stimmen konnte man in Großbritannien — in einer 
Angelegenheit von so vitaler Bedeutung für die eigene

Entwicklung des Bruttosozialprodukts in Großbritannien von  1961 bis 1970
(konstante Preise, in M ill. £, V eränderungen gegenüber dem V orjahr in %)

Realisationen Schätzung 
NIESR 1) N ational Plan

Erforderlidie 
Zunahm e ab 1967 
(Basis NIESR 1966)

1961

Va

1962

Vo

1963

Vo

1964 1965

Vo

1966

Vo

1970 

M ill. £

D urdi­
sd in itt
1965-70

Vo

D urdi­
sd in itt
1967-70

VoVo Mill. £

B ruttoinlandsprodukt +  3,3 +  0,5 +  4,3 +  5,4 32 847 +  2,4 +  2,2 41 060 +3,8 + 4,6
W areneinfuhr (fob) —2,0 +  3,0 +3,8 +  11,2 5 005 +  0,52) +  2,42) 6 315 + 4,0 (+5,3)

P rivater Verbrauch +  2,3 +  1.9 +  4,3 +  3,7 21 334 +  1,7 +  2,2 25 790 + 3,2 +3,9
ö ffen tlid ie r V erbraudi +  4,0 +  2,7 +  2,3 +  1,3 5 411 +3,2 +  2,8 6 450 +3,0 + 3,0
B ruttoanlageninvestitionen +8,8 —1,0 +3,4 +  15,7 5 802 +  4,7 +2,7 8 015 +5,5 +6,7
Lagerinvestitionen 526 530
W arenausfuhr (fob) +  2,0 +  2,0 +5,8 +  3,6 4 471 +  3,03) +  3,23) 6 090 + 5,2 (+6,7)
N ettoausfuhr von D iensten 308 500

1) N ational Institu te  of Economic and Social R eseardi. 2) Einfuhr von W aren u n d  D ienstleistungen. 3) A usfuhr von W aren u n d  
D ienstleistungen.
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Volkswirtschaft — wohl kaum in nennensw erter Zahl 
erwarten. Zum anderen legte sich, was schon weitaus 
verwunderlicher ist, auch die ausländische Fachpresse 
mit nur wenigen Ausnahmen etwas zu hurtig auf ein 
negatives oder betont skeptisches Urteil fest, ohne 
das eigentliche Anliegen und die Realisationschancen 
des englischen W irtschaftsprogramms unter dem brei­
teren Blickwinkel eines unbefangenen Beobachters 
sorgfältig zu analysieren.

Freilich steht es — das sei zur Entschuldigung mancher 
vorschnellen Stellungnahme gesagt — außer Frage, 
daß der Nationale Plan einige Schwächen aufweist, 
wenn auch die schwererwiegenden Mängel nicht jene 
sind, die sofort ins Auge stechen.

Berechtigte Kritik fordern Konzept und Methode her­
aus, soweit sie sich zwischen den Zeilen des Doku­
ments und aus ergänzenden Informationen erkennen 
lassen. Vor allem irritiert die etwas unbekümmerte 
Art des Konsultierens der W irtschaftsorganisationen, 
die schon in anderem Zusammenhang erw ähnt worden 
ist. Das Bestreben, ein „marktwirtschaftliches" Wachs­
tumsprogramm zu entwickeln, in allen Ehren — nur 
war es sicherlich ein W agnis, dieses Projekt aus M an­
gel an Zeit oder aus Respekt vor den Ansichten der 
Praxis ohne zusätzliche, tiefergehende Absicherungen 
auf dem Schwemmsand heterogener Befragungsergeb­
nisse zu errichten, wie es tatsächlich geschehen zu 
sein sdieint. Bedenklich stimmt ferner — um ein wei­
teres Beispiel anzuführen —, daß selbst die Perspek­
tiven für die Entwicklung außenwirtschaftlicher Grö­
ßen offenbar nur den mutmaßlichen Veränderungen 
der binnenwirtschaftlichen Faktoren Rechnung tragen, 
während strukturelle und konjunkturelle W andlungen 
in der Außenwelt nicht einmal als A lternativhypo­
thesen in Erscheinung treten.

Schwerwiegende Probleme werfen auch der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Plans und der Zeitraum seiner 
Gültigkeit auf. Man kann es wohl zumindest als 
Regiefehler bezeichnen, daß ausgerechnet in einer 
Periode verbissener konjunkturpolitischer Anstrengun­
gen zur Beseitigung der äußerst zähen wirtschaftlichen 
Ungleichgewichte die Veröffentlichung eines langfri­
stigen Expansionsprogramms erfolgte, dessen antizipa- 
tive psychologische Effekte den kurzfristigen Brems­
maßnahmen einigen W ind aus den Segeln nehmen 
mußten. Derartige Nebenwirkungen hätten  sich schon 
ergeben, wenn mit der Vorlage des Dokuments die 
Wiederankurbelung der W irtschaftstätigkeit lediglich 
für eine absehbare Zukunft verheißen worden wäre. 
Soviel Geduld war indessen den Planern und ihren 
Auftraggebern nicht verliehen: je tzt und hier sollte 
die Realisierung ihrer in die Zukunft reichenden 
Wachstumsvorstellungen beginnen! Damit entstand 
das Dilemma der Überlappung zweier wirtschaftspoli­
tischer Programme von unterschiedlicher Zielsetzung 
und teilweise widersprüchlichen Maßnahmen — ein 
Dilemma, dessen Lösung auch bei besserer Koordinie­
rung der beteiligten Dienststellen, als sie bisher ge­
lungen zu sein scheint, kein leichtes Unterfangen 
wäre. Da es in Großbritannien auf kurze Sicht keine
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Bereits die 1962 erschienene erste Auflage dieses 
Kommentars hat sich als zuverlässiger Ratgeber und 
w ertvolles Hilfsmittel für die Praxis bewährt.
Die Neuauflage berücksichtigt die seit 1962 ergangene 
große Anzahl von gerichtlichen Entscheidungen und 
das neue Schrifttum.
Auch bei der Neubearbeitung wurden allzu einge­
hende Ausführimgen vermieden, um den Gebrauch 
für die Praxis zu erleichtern.
Dagegen wurde besonderer W ert auf ein reichhaltiges 
Literaturverzeichnis und auf möglichst erschöpfende 
Rechtsprechung gelegt.

W A L T E R  D E  G R U Y T E R  & C D - B E R L I N

akzeptable A lternative für die von der einen Seite 
verfolgte Drosselung der W irtschaftsexpansion gibt, 
wird also vorerst das Nebenher unzureichend aufein­
ander abgestimmter Akte des „minister of short-term 
stop" (Schatzkanzler Callaghan) imd des „minister of 
long-term go" (Wirtschaftsminister Brown) bestehen 
bleiben. Praktisch bedeutet das eine erhebliche V er­
kürzung der Laufzeit des Plans, dessen Verwirklichung 
— siehe Tabelle ~  in der verbliebenen Frist weit 
höhere Zuwachsraten erfordert, als unter der An­
nahme einer kontinuierlicheren Ausstrahlung des A k­
tionsprogramms vorausgeschätzt: und für realisierbar 
gehalten worden ist.

W enn hier je tzt trotzdem die von der bisherigen Ge­
nerallinie der Kritik abweichende Auffassung vertre­
ten wird, daß der N ationale Plan einen fühlbar posi­
tiven Einfluß auf die wirtschaftliche Entwicklung Groß- 
britariniens ausübeh und sogar dazu beitragen könnte, 
das Wachstumstempo tatsächlich in  annähernd dem 
gewollten Ausmaß zu erhöhen, so stützt sich diese 
Meinung in erster Linie auf den Umstand, daß die 
angedeuteten Mängel nicht nur w eitgehend heilbar 
sind, sondern aller W ahrscheinlichkeit nach auch er­
kannt und korrigiert werden dürften.

Dafür spricht zunächst, daß sidi die britische Regie­
rung durch die Veröffentlichung des Plans und die 
breitgestreute Verteilung einer allgem einverständli­
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chen Darstellung seiner Grundzüge sehr entschieden 
auf dieses quantitativ m arkierte W achstumsprogramm 
festgelegt hat und daher seine Verwirklichung auch 
aus innenpolitischen Gründen mit Nachdruck anstre­
ben wird. Man kann also darauf gefaßt sein, daß sie 
die tatsächliche W irtschaftsentwicklung fortan mit be­
sonderer Aufmerksamkeit beobachtet, und daß die 
wohl nicht in solchem Ausmaß erw artete Wachstums­
einbuße zu Beginn der Planperiode den staatlichen 
Gestaltungswillen auf eine Verfeinerung des w irt­
schaftspolitischen Instrumentariums sowie auf dessen 
gezielteren Einsatz lenkt. Eine derart geläuterte Kon­
zeption ist zweifellos dazu angetan, verlorenes Ter­
rain wiederzugewinnen, d. h. der W irtschaftstätigkeit 
zu gegebener Zeit jene Impulse zu vermitteln, die sie 
beschleunigt in  die gewünschte Richtimg leiten.

Unter diesem Aspekt braucht die gegenw ärtige Phase 
eher bremsender als antreibender Energieentfaltung 
keine vergeudete Zeit zu sein —■ w eder für die Regie­
rung, noch für die Wirtschaft. Den politischen Instan­
zen bietet sie Gelegenheit, ihre Absichten zu überden­
ken und ihr Rüstzeug zu schärfen; den Unternehmern 
aber gewährt sie eine Pause zu schöpferischer Besin­
nung, und den dynamischeren unter ihnen sogar eine 
Chance zur Einleitung neuer, leistungsfähigerer Pro­
duktionskombinationen.

Erst in den kommenden Jahren  wird zu beurteilen 
sein, ob sich das gegenwärtige Abflauen der britischen 
Konjunktur zugleich in  ein derartiges Intervall der 
Ruhe vor dem konzentrischen Angriff auf Schwach­
stellen der Volkswirtschaft verw andelt hat. Manciies 
spricht jedoch schon heute dafür — nicht zuletzt die 
gesteigerte und offenbar zunehmende Resonanz er­
weckende A ktivität des „National Economic Develop­
m ent Council" und seiner Unterausschüsse, denen es 
u. a. obliegt, der Praxis die Absichten des Plans zu 
interpretieren, Rationalisierungsmöglichkeiten aufzu­
zeigen und auf einen allgem einen W andel der w irt­
schaftlichen M entalität hinzuwirken.

Im übrigen können auch die V ertreter der W irtschaft 
kaum umhin, sich nachdrücklich um die Erreichung der 
zum großen Teil von ihnen selbst — weim auch an­
scheinend nicht in Kenntnis aller Konsecjuenzen — 
gesetzten Orientierungspunkte zu bemühen. Jeden­
falls dürften die dem Plan zugrunde liegenden und 
mit ihm veröffentlichten Fortschrittsraten je  W irt­
schaftsbereich und Industriezweig einen erheblichen 
Zwang auf die Verbände ausüben, für ihren jew eili­
gen Sektor die Lücke zwischen den eigenen Voraus­
sagen und der Realität nicht allzu groß werden zu 
lassen. Auch von dieser Seite sind also außergewöhn­
liche Anstrengungen zu erwarten.

Schließlich gibt es Anzeichen dafür, daß die Gewerk­
schaften ihren Schmollwinkel zu verlassen beginnen, 
den sie se it dem „V errat“ der Regierung an ehrw ür­
digen sozialistischen Prinzipien bezogen hatten  — 
nicht ohne den damals gebotenen Vorwand für ihre 
gruppenegoistischen Störaktionen insgeheim gebüh­

rend begrüßt zu haben. Eine realistischere Beurteilung 
der Gesamtlage dürfte in diesen Kreisen nun eben­
falls um sich greifen und allmählich den W eg zur Un­
terstützung, zumindest aber zum Verzicht auf eine 
bewußte Durchkreuzung des wirtschaftspolitischen 
Sanierungsprogramms ebnen.

Selbst ein im Prinzip gleichgerichtetes Bemühen von 
Regierung und W irtschaft (einschließlich der Arbeit­
nehm ervertretungen) wird allerdings nicht frei von 
Friktionen bleiben können: die unvermeidlichen
Schwierigkeiten, das Vorgehen vollständig zu harmo­
nisieren und stets die adäquaten M ittel einzusetzen, 
schließen einen M aximaleffekt von vornherein aus. 
Auf den kommt es aber auch keineswegs an. Ohne 
Zweifel genügt es, wenn überhaupt von mehreren 
Ausgangspunkten her ernsthaft an die Lösung der 
verhältnism äßig k lar um rissenen gemeinsamen Auf­
gabe herangegangen wird, um dem Wirtschaftswachs­
tum Großbritanniens tragfähigere Fundamente und je­
nes im internationalen Vergleich ja  keineswegs außer­
gewöhnliche Tempo zu verleihen, deren es nach den 
Vorstellungen der Regierung bedarf.

Eine Gefahr lauert in der Versuchung, den quantita­
tiven Planzielen einen V orrang vor den qualitativen 
einzuräumen, falls es sich gegen Ende der Laufzeit 
des Programms abzeichnen sollte, daß un ter Gleich­
gewichtsbedingungen die angestrebte Expansionsrate 
des Sozialprodukts bis 1970 doch nicht erreichbar ist. 
Dann in Torschlußpanik zu geraten und einen Pyrrhus­
sieg inflationistischer W achstumsbeschleunigung er­
zwingen zu wollen, w äre wohl der verhängnisvollste 
Fehler, dessen sich die Labourregierung gegenüber 
der eigenen Volkswirtschaft schuldig machen körmte. 
Denn die tiefere Bedeutung und die eigentliche Da­
seinsberechtigung des N ationalen Wirtschaftsplans 
liegt —• das sdieint übrigens von den meisten seiner 
Kritiker verkannt w orden zu sein — nicht im Jonglie­
ren mit Fortschrittsraten, so nützlich sie als Anhalts­
punkte sein mögen, sondern im Herbeiführen grund­
legender ökonomischer Strukturwandlungen, die erst 
die Basis für eine langfristig kräftige und hinreichend 
stetige W irtschaftsentwicklung schaffen.

Solange sich die britische Regierung diese elementare 
Tatsache vor Augen hält — und es ist nicht recht ein­
zusehen, weshalb sich ihr Bewußtsein mit zunehmen­
der Erfahrung trüben sollte — braucht wohl das 
Risiko eines Rückfalls in den (auch weltwirtschaftlidi 
unerwünschten) circulus vitiosus der früheren Wirt­
schaftspolitik nicht allzu hoch eingeschätzt zu werden 
und dürften die Früchte einer solchen Beharrlichkeit 
eher früher als später reifen. Der Beschluß der Kon­
servativen, ein konkurrierendes eigenes Aktionspro­
gramm (mit annähernd den gleichen Zielsetzungen!) 
aufzustellen, spricht nicht nur für die Berechtigung der 
Initiative ihrer politisdien W idersacher, sondern läßt 
auf wirtschaftlichem Gebiet sogar im Falle eines er­
neuten Umschwungs der W ählergunst eine weitge­
hende Kontinuität der eingeschlagenen Linie erwarten.
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